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Stellungnahme Teilrevision des Verwaltungsprozessordnung (Einführung elektronische Kommunikation) 

 

Sehr geehrter Herr Hofmann 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Die EVP BL nimmt die vorgesehene Digitalisierung der Gerichtsverfahren zur Kenntnis. Die Vereinheitli-

chung von Papier- und Digitalprozessen erhöht die Effizienz, schafft Rechtssicherheit und trägt zur admi-

nistrativen Entlastung langfristig bei – sofern die Umstellung für die Betroffenen planbar und praktikabel 

erfolgt. Die Orientierung an den Bundesvorgaben ist aus Sicht der EVP BL sinnvoll und notwendig. Auch die 

Schaffung einheitlicher Zustellregelungen (z.B. rechtliche Zustellvermutung bei elektronischen Mitteilungen 

nach 7 Tagen, § 46 GOG) sowie die Möglichkeit zur elektronischen Einsichtnahme über Plattformen wie 

justitia.swiss  wird unterstützt. Besonders positiv hervorzuheben ist, dass der Kanton Basel-Landschaft von 

der Schaffung kantonaler Spezialregeln bewusst absieht und auf die bundesrechtlich bewährte Plattfor-

marchitektur aufsetzt. 

Dennoch hat die EVP einige kritische Bemerkungen: 

1. Verpflichtung zum elektronischen Rechtsverkehr 

Behörden sowie berufsmässige Vertreter unterliegen künftig dem Obligatorium zur elektronischen 

Kommunikation mit den Gerichten, sofern sie Partei in einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren sind 

(§ 4c Abs. 1 VPO). Das Obligatorium sehen wir kritisch und würden eine Kann-Formulierung vorziehen. 

Da die notwendige Infrastruktur indes auch bereits für die bundesrechtlich geforderte Digitalisierung 

(z.B. im Übertretungsstrafverfahren) vorhanden sein muss, ist das kantonale Obligatorium in der Praxis 

wahrscheinlich für die meisten Betroffenen nicht einschneidend. 

2. Spielraum für freiwillige Teilnahme bei nicht verpflichteten Körperschaften 

Für Körperschaften, die nicht unter das Obligatorium fallen – insbesondere kleinere oder nicht perma-

nent operativ tätige Einheiten wie Kirchgemeinden oder Genossenschaften – sieht das Gesetz Ausnah-

men vor (§ 4c Abs. 2 VPO). Dies ist aus Sicht der EVP BL richtig und notwendig. Die noch zu schaffende 

Verordnung sollte diese Ausnahmeregelung aus unserer Sicht grosszügig handhaben. 
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3. Umsetzung der technischen Vorgaben 

Behörden sowie berufsmässige Vertreter müssen neu verpflichtend über eine Plattform nach dem BEKJ 

erreichbar sein und in verwaltungsgerichtlichen Verfahren elektronisch kommunizieren. Dies bedingt, 

dass die IT-Voraussetzungen dafür technisch geschaffen werden. In der Vorlage fehlt jedoch jegliche 

technische oder organisatorische Unterstützung für Behörden sowie berufsmässige Vertreter. Andere 

Kantone wie Aargau, Zürich oder St. Gallen bieten zentrale Zugänge, Supportstellen und Schulungen an. 

Aus Sicht der EVP BL ist eine koordinierte Begleitung dringend notwendig, insbesondere wenn es bei ei-

nem Obligatorium bleibt. Eine zentrale Anlaufstelle oder ein technischer Support durch den Kanton 

muss diesfalls im weiteren Vorgehen zwingend sichergestellt werden. 

4. Kostenfolgen 

Zwar ist die Hauptverantwortung für die technische Umsetzung und Finanzierung beim Kanton bzw. 

Bund angesiedelt, dennoch ist darauf zu achten, dass etwaige Systemanpassungen, Schulungen etc. 

nicht zu Lasten der Behörden sowie berufsmässigen Vertreter gehen, insbesondere wenn die Regelun-

gen obligatorisch eingeführt werden. Dies auch aus dem Blickwinkel, dass der Effizienzgewinn durch 

diese Anpassungen vornehmlich seitens der Gerichte entsteht. 

 

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme. 

 

 Freundliche Grüsse 

 

 

 Martin Geiser 

 Präsident EVP Baselland 


